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«Kein Einfluss auf Pensionen»
AHV/IV/FAK-Anlagen: 700 000 Franken Verlust bei Verwaltungskosten im Jahr 2010

VADUZ – Erstmals seit 1999 budge-
tieren die AHV/IV/FAK-Anstalten für 
2010 einen Verlust bei den Verwal-
tungskosten. AHV-Direktor Walter 
Kaufmann beruhigt: «Das hat kei-
nen Einfluss auf die Pensionen.»

• Michael Benvenuti

Mit 22 von 24 Stimmen haben die 
Abgeordneten gestern den Verwal-
tungskostenvoranschlag der AHV/
IV/FAK-Anstalten genehmigt. Erst-
mals seit einem Jahrzehnt wird ein 
Verlust von 711 000 Franken bud-
getiert: Den Einnahmen von 12,9 
Millionen Franken stehen 2010 
Ausgaben von 13,6 Mio. Fr. gegen-
über. Für das laufende Jahr gehen 
die AHV/IV/FAK-Anstalten noch 
von einem mutmasslichen Über-
schuss von 172 000 Franken aus, 

das wären rund 150 000 Franken 
mehr als veranschlagt. 

Auf die Pensionen werde das Mi-
nus im kommenden Jahr aber kei-
nen Einfluss haben, beruhigt AHV-
Direktor Walter Kaufmann im 
«Volksblatt»-Gespräch: «Niemand 
muss wegen der prognostizierten 
Verluste eine Kürzung befürchten.» 
Die Verwaltungskosten seien von 
den Rentenfonds «vollkommen ge-
trennt». Inwieweit die Prognosen 
auch tatsächlich eintreffen werden 
und ob eventuell auch 2011 rote 
Zahlen geschrieben werden, hängt 
in erster Linie von der Wirtschafts-
entwicklung ab. «Mittelfristig», ist 
Kaufmann überzeugt, «werden wir 
auch bei den Verwaltungskosten 
wieder schwarze Zahlen schrei-
ben.» Zur Erinnerung: Im Jahr 2008 
verzeichneten die AHV/IV/FAK-
Anstalten in der Verwaltungskos-
ten-Rechnung einen Gewinn von 
über 1 Million Franken.

Kritik an hohen EDV-Kosten
Der FBP-Abgeordnete Manfred 

Batliner stimmte dem Voranschlag 
zwar zu, teilte die Prognosen der 
AHV aber nicht: «Meines Erach-
tens werden aufgrund der Kurzar-
beit rund 300 000 Franken weniger 
an Verwaltungsbeiträgen in die Ver-
waltungsrechnung fliessen.» 

Kritik übte Batliner auch an den 
EDV-Kosten, die gemäss Voran-
schlag um über 27 Prozent oder 

750 000 Franken auf 4,42 Mio. 

Fr. in die Höhe schnellen werden. 
Schuld an dieser Steigerung ist laut 
Bericht das EDV-Projekt VISTA. 
Die zuständige Regierungsrätin Re-

nate Müssner verteidigte VISTA, 
das gemeinsam mit den anderen 
Schweizer Kassen umgesetzt wird: 
«Für Liechtenstein käme es noch 

viel teurer, wenn wir im Alleingang 
ein solches Programm auf die Bei-
ne stellen müssten.»

Ein dickes Fragezeichen hinter 
die EDV-Kosten machte aber auch 
der VU-Mandatar Gebhard Negele: 
«Für mich ist VISTA ein Buch mit 
sieben Siegeln.» Dafür lobte Negele 
die Mietkosten in Höhe von rund 
700 000 Franken pro Jahr – bei einem 
Personalbestand von rund 60 Mitar-
beitern. Mit dem Mietvertrag der 
FMA – 1,8 Millionen Franken jähr-
lich – könnte die AHV/IV/FAK 154 
Arbeitsplätze anbieten, rechnete Ne-
gele vor: «Nicht, dass ich das will: 
Ich wollte hier einfach die Gelegen-
heit nutzen, um meinen Unmut ge-
genüber der Vorgehensweise der 
FMA kundzutun.»

Manfred Batliner von der FBP teilt die Prognosen der AHV/IV/FAK-An-
stalten nicht: «Wegen der Kurzarbeit wird es weniger Beiträge geben.»
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«Niemand muss 
wegen der pro-
gnostizierten Ver-
luste Kürzungen 
bei der Pension 
befürchten.»
 Walter Kaufmann,
 AHV-Direktor

Gebhard Negele, Abge-
ordneter der VU, be-
zeichnete das VISTA-
Projekt als ein «Buch 
mit sieben Siegeln.»

Gemeindegesetz 
wird abgeändert

Landtag stimmt FBP-Initiative zu

VADUZ – Mit 16 Stimmen stimmte 
der Landtag einer FBP-Initiative 
zur Abänderung des Gemeindege-
setzes zu. Künftig sollen nach-
trägliche Nominationen nicht mehr 
möglich sein – wie es jetzt schon 
bei Landtagswahlen der Fall ist.

• Johannes Mattivi

Im Prinzip wäre es eine theore-
tische Diskussion, denn in der Re-
gel stellen die Parteien bei Wahlen 
genügend Kandidatinnen und Kan-
didaten auf ihre Listen, um die von 
ihnen erreichten Mandate auch mit 
Abgeordneten beschicken zu kön-
nen. Bei Landtagswahlen ist das so, 
und bei Gemeindewahlen norma-
lerweise auch.

Hintergrund für die FBP-Initiati-
ve, die gestern im Landtag in 1. Le-
sung beraten wurde, ist nun aber 
ein Anlassfall in Planken. Bei den 
Gemeindewahlen 2003 hatte die 
Freie Liste mit Luzia Walch nur ei-
ne Kandidatin ins Rennen ge-
schickt. Zur eigenen Überraschung 
erreichte die Freie Liste dann aber 
so viele Stimmen, dass ihnen ein 
zweites Mandat zufiel. Daraufhin 
suchte die Partei einen weiteren 
Kandidaten und entsandte schliess-
lich Christian Batliner in den Ge-
meinderat.

Personen- versus Parteiwahl
Im Hinblick auf die Gemeinde-

wahlen 2011 möchte nun aber die 
FBP eine Änderung im Gemeinde-
gesetz, die solche Nachnominati-

onen analog zum Landtagswahlge-
setz verunmöglicht. Überzählige 
Stimmen bzw. Mandate für eine 
Partei würden demnach nach den 
Bestimmungen des Volksrechtes 
proportional auf die anderen Par-
teien aufgeteilt. Die Begründung 
lieferte FBP-Fraktionssprecher Jo-
hannes Kaiser: «Wir halten es für 
ein demokratisches Grundprinzip, 
dass die Bürger wissen, wen sie 
wählen.» Sprich: Für die Wähler 
wesentlicher als die Parteipro-
gramme sind die entsprechenden 
Personen, die diese Programme 
vertreten. Dehalb sollten die Wäh-
ler nicht mit nachträglichen Kandi-
daten überrascht werden, denen sie 
eventuell nicht ihr Vertrauen ge-
schenkt hätten.

Widerstand gegen die Initiative 
kam von der Freien Liste. Helen 
Konzett Bargetze (FL): «Die FBP 
geht von einer reinen Personenwahl 
aus. Dabei sind Wahlen ein Wettbe-
werb von besseren Programmen 
und Ideen und nicht nur eine Wahl 
von Köpfen.» Die Initiative sei ein 
Schnellschuss und ihr liege eine ei-
genartige Betrachtungsweise zu-
grunde, urteilte die FL-Abgeordne-
te. Ausserdem würden alle Parteien 
von Schwierigkeiten bei der Kandi-
datensuche berichten. Deshalb 
sollten Nachnominationen bei un-
erwartet besserem Abschneiden ei-
ner Partei – gerade in kleinen Ge-
meinden – weiterhin möglich sein.

Nachdem eine Mehrheit im Land-
tag auf die Initiative eintrat, wurde 
sie in 1. Lesung beraten. 

Identifikation 
durch Kandidaten
VADUZ – Speziell bei Wahlen auf Gemein-
deebene seien Personen als Identifikati-
onsfiguren sehr wichtig, sagt Politologe 
Wilfried Marxer zur FBP-Initiative.

• Johannes Mattivi

«Volksblatt»: Bei der Debatte um die 
FBP-Initiative geht es auch um eine 
Grundsatzfrage: Wählen die Stimmbür-
ger eher eine Partei oder Personen?

Wilfried Marxer: Die Stimmbürger wäh-
len grundsätzlich eine Partei, können aber 

Personen auf den Listen durch 
Streichungen oder Bevorzu-
gungen deutlich gewichten. 
Damit werden auch Personen 
gewählt. Am deutlichsten 
wird dies bei der Wahl der 

Vorsteher, die in manchen Gemeinden sogar 
eine andere Parteizugehörigkeit haben als 
die Mehrheit im Gemeinderat.

Wie wichtig sind eigentlich Parteien und 
Programme?

Wir stellen in Liechtenstein eine starke 
Bindung der Wähler zu Parteien fest und 
auch ein über Jahre und Jahrzehnte loyales 
Wahlverhalten. Programme werden hinge-
gen als nicht so wichtig erachtet.

Wie beurteilen Sie die Möglichkeit zur 
Nachnomination von Kandidaten?

Gerade auf Gemeindeebene, wo man sich 
kennt, sind Personen wichtig als Identifika-
tionsfiguren. Kleine Parteien haben aber oft 
Mühe, mehrere Kandidaten zu finden und 
können dann von einem unerwartet guten 
Ergebnis überrascht werden, wie auch Wah-
len in anderen Ländern zeigen. Wenn Nach-
nomination, würde ich sagen, dann mit 
Wahlmöglichkeit unter mehreren Kandi-
daten in einem echten zweiten Wahlgang.

KURZINTERVIEW

Mehr Geld für Urkundenbuch
VADUZ – Der Landtag hat den von der Re-
gierung beantragten Ergänzungskredit in 
Höhe von 600 000 Franken für die Fortfüh-
rung des Liechtensteinischen Urkundenbuchs 
vom 1. Juli 2010 bis zum 30. Juni 2016 ge-
nehmigt. Damit wird die Weiterbearbeitung 
der Edition der wichtigsten Quellen für die  
liechtensteinische Geschichtsforschung er-
möglicht. Zur Freude von Kulturministerin 
Aurelia Frick: «Das Urkundenbuch leistet 
einen wichtigen Beitrag zur Sicherung und 
Bewahrung von historischen Quellen.» Zu-
dem schaffe es auch die notwendigen Vo-
raussetzungen für eine vertiefte wissen-
schaftliche Bearbeitung der mittelalterlichen 
Geschichte Liechtensteins und der Region. 

Seit dem Beginn der Arbeiten am Werk-
teil II des Liechtensteinischen Urkunden-
buchs (Herrschaftszeit der Freiherren von 
Brandis 1417 bis 1510) im Jahr 1998 wur-
den in einer ersten Etappe (1998–2004) alle 
überlieferten Urkunden aus den liechten-
steinischen Archiven transkribiert und mit 
einem diplomatischen Apparat und sach-
lichen Anmerkungen versehen. In einer 
zweiten Etappe (2004–2010) werden derzeit 
die Arbeiten für den Einbezug der Liechten-
stein betreffenden Urkunden aus auslän-
dischen Archiven weit vorangetrieben. 
Gleichzeitig wurde mit dem LUB-II-digital-
Projekt (www.lub.li) die Möglichkeit ge-
schaffen, alle bisher transkribierten Urkun-
den im Rahmen einer «rollenden Edition» 
im Internet der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. Neben diesen Editionsarbeiten 
wurde die Datenbank für die Liechtenstein 
relevanten Quellen weitergeführt. Sie um-
fasst derzeit 1276 Einträge. In der am 1. Ju-
li 2010 beginnenden dritten Etap-
pe sollen die Editionsarbeiten 
der Liechtenstein betreffenden 
Urkunden aus ausländischen 
Archiven fortgeführt und 
die jeweils fertig bearbei-
teten Urkunden weiterhin 
im Internet veröffentlicht 
werden.  (mb)
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Kontrovers Nur ganz sel-
ten herrschte gestern im Landtag 
Einigkeit unter den Abgeordneten.


